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I. ANALYSE

Seit mehreren Monaten hat sich die Be-
wegung gegen die neoliberale Globalisie-
rung in Frankreich, aber auch in Europa
und in anderen Teilen der Welt – insbe-
sondere in  den USA und in Brasilien  –
mit  den  Palästinensern  solidarisch  ge-
zeigt.  Ausdruck dieser  Solidarität  waren
einmal  die  nahezu  spontane  Reise  der
„Internationalisten“  in  das  Westjordan-
land und in den Gaza-Streifen zur Vertei-
digung der  palästinensischen Zivilbevöl-
kerung  und  zur  Forderung  nach  Schutz
durch internationale Kräfte, zum anderen
verschiedene Aktionen zur Unterstützung
der  Bauern  und  der  palästinensischen
Universitätsangehörigen. Eine Bewegung,
die für das Recht der Menschen, ihre Zu-
kunft selber in die Hand zu nehmen, ein-
tritt, steht selbstverständlich an der Seite
der unter der Besatzung lebenden Palästi-
nenser (s. Naomi Klein in The Guardian,
25.April 2002).

Andererseits  hängt  die  Kampagne  der
Sharon-Regierung  gegen  die  Palästinen-
ser  vollkommen mit  dem von  Präsident
Bush gegen den „Terrorismus“ geführten
„unbegrenzten Krieg“ zusammen. So war
es  auch  ganz  selbst-verständlich,  dass
sich die Bewegung gegen die neoliberale
Globalisierung,  die  diese  US-amerikani-
sche Politik insbesondere in dem Aufruf
der Sozialen Bewegungen in Porto Alegre
2002  vehement  verurteilte,  an  der  Seite
der Palästinenser wieder findet.

Diese  Solidarität  kann  sich  jedoch
nicht  einer  politischen  Debatte  über
ihre  Grundlagen  und  ihre  politischen
Ziele  entziehen.  Der israelisch-palästi-
nensische Konflikt ruft zu viele Polemi-
ken und Missverständnisse hervor, als
dass  man  auf  eine  breite  Diskussion,

die  alle  Demokraten  einbezieht,  und
auf  die  Beantwortung  zweier  Fragen
nicht verzichten könnte:

- Worauf  begründen  wir  unsere
Solidarität mit dem palästinensi-
schen  Volk  und  seinen  Wider-
stand?

- Welchen Prinzipien folgt eine ge-
rechte und dauerhafte Lösung?

Dabei versuche ich zu erläutern, war-
um bestimmte Stellungnahmen die Be-
wegung spalten können.

Die Beantwortung der beiden Fragen ist
komplizierter als es scheint.
Beginnen wir  mit  einer  neuerlichen An-
ekdote:  Ein  Berater  von  Ariel  Sharon
wurde auf  CNN interviewt.  Der  Journa-
list,  der  im Verlauf  des  Gesprächs  „die
besetzten Gebiete“ erwähnt, wird vom is-
raelischen Vertreter unterbrochen und er-
klärt ihm, dass Judäa und Samaria keine
besetzten Gebiete, sondern von Gott den
Juden  geschenkte  Gebiete  seien,  ein  in
der  Bibel  niedergeschriebenes  Verspre-
chen. Offensichtlich definiert eine solche
Argumentation eine in sich schlüssige Po-
sition über Palästina:  Wenn man glaubt,
dass die Bibel ein Versprechen Gottes an
das „auserwählte Volk“ enthält, sind alle
Argumente über die „Rechte“ der Palästi-
nenser  unhaltbar.  Parallel  dazu  entstand
eine islamische Argumentation, der zufol-
ge Palästina seit dem 7. Jahrhundert u. Z.
muslimische Erde sei und es also keinen
Kompromiss  in  Bezug auf  ein muslimi-
sches Land geben darf.

Diese  religiöse  These  wird häufig von
einer  nationalistischen  Argumentation
überlagert.  Wenn  „das  jüdische  Volk“
seit Jahrtausenden existiert, wenn es im-
mer bestrebt war, in das „gelobte Land“
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zurückzukehren,  dann  seien  seine  Vor-
rechte über Palästina unbestreitbar. Ande-
rerseits behaupten einige PLO-Führer al-
len Ernstes, dass die Palästinenser Nach-
fahren  der  Philister  seien,  Christus  der
erste Palästinenser usw. Diese Überlegun-
gen  stellen  das  Recht  bestimmter  Men-
schen  „höher“  und  berufen  sich  darauf,
angeblich zuerst auf der Erde  gewesen zu
sein. Wenn man eine solche Logik für Pa-
lästina und Israel akzeptiert, wie könnten
wir in anderen Situationen dagegen argu-
mentieren?

Betrachten  wir  den  Fall  Jugoslawiens.
Die Serben reklamieren im Namen von in
sich schlüssigen Argumenten den Kosovo
als die jahrhundertealte historische Wiege
ihres  Volkes.  Die  Kroaten,  die  Albaner
haben etliche „historische“ Beweise, die-
ses oder jenes Territorium für sich bean-
spruchen zu dürfen. Wer hat Recht? Man
kann  sicher  nicht  über  die  Forderungen
jeder  Seite  mittels  archäologischer  Aus-
grabungen urteilen.  Was zählt,  ist  weni-
ger der Bezug zu einer mehr oder minder
mythischen  Geschichte  als  die  jetzige
Wirklichkeit. Sicher war der Kosovo die
Wiege Serbiens – und das ist zu berück-
sichtigen – aber jetzt ist  er zu 90% von
Albanern  besiedelt.  Wenn  wir  dem  zu-
stimmen, dass eine fünf oder sechs Jahr-
hunderte alte Anwesenheit eine nationale
Forderung  rechtfertigt,  dann  muss  man
Bordeaux  samt  Umgebung  den  Englän-
dern und Korsika den Genuesen, also Ita-
lien zurückgeben. Man würde Pandorens
Büchse öffnen. Zum Glück erhebt – fast –
niemand mehr solche Forderungen.

Mit einer solchen Debatte und Argumen-
tation  wird  außerdem  im  Namen  einer
vollkommen  subjektiven  Sichtweise  be-
stimmten  Forderungen  Vorschub  geleis-
tet.  Wir  lassen  uns  auf  einen  absoluten

Relativismus ein,  in  welchem die  Über-
zeugung, dass „meine“ Rechte eigentlich
höher stehen als „deine“ Rechte, bestim-
mend ist.  Jeder  würde  zu  solchen  Kon-
flikten gemäß seiner Sympathie für dieses
oder jenes Volk, das angeblich mehr mo-
ralische  Eigenschaften  als  sein  Nachbar
hätte, Stellung nehmen.
Wie soll man sich dann bei gegensätzli-
chen Forderungen, die Araber und Juden
seit mehr als einem Jahrhundert in Paläs-
tina erheben, zurechtfinden? Sicher nicht
durch  eine  Debatte  darüber,  ob  es  vor
dreitausend Jahren einen jüdischen Staat
gegeben hat oder nicht, wer in Palästina
am  Anfang  unserer  Zeitrechnung  lebte,
bzw.  ob  die  Philister  die  Vorfahren  der
Palästinenser  seien.  Die  einzige  Richt-
schnur ist das internationale Recht, das
Recht  also,  worauf  sich  die  Bewegung
gegen die neoliberale Globalisierung bei
anderen Konflikten oder  Kriegen beruft,
die unseren Planeten verheeren.

Die  durch  verschiedene  internationale
Abkommen  anerkannten  Prinzipien  sind
die Grundlage dieses Rechts (UN-Char-
ta,  allgemeine  Erklärung  der  Men-
schenrechte, Vierte Genfer Konvention
usw.…):  Das  Recht  der  Völker  auf
Selbstbestimmung,  auf  Frieden  und  Si-
cherheit,  die  Verurteilung  der  gewaltsa-
men Aneignung von Gebieten,  das  Völ-
kerrecht,  die Rechte der unter einer  Be-
satzungsmacht stehenden Bevölkerungen,
Freizügigkeit, Flüchtlingsrechte usw. 
Diese Prinzipien werden in den Resoluti-
onen der  UN-Vollversammlung  und vor
allem  des  UN-Sicherheitsrates  konkret
umgesetzt.  Wir  wissen  wohl,  dass  sie
nicht in einer perfekten Welt entstanden,
nicht frei von „Schandflecken“ sind, dass
sie  immer das Ergebnis  eines vor  allem
zwischen  den  Großmächten  wirkenden
Kräfteverhältnisses  sind.  Wir  haben  je-
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doch keine  andere  Richtschnur.  Zitieren
wir  die  Worte  des  Rechtsprofessors  an
seine  Studenten  in  der  wunderschönen
Erzählung des Schriftstellers Manès Sper-
ber „Der verbrannte Dornbusch“:  „Ihrer
Generation  habe  ich  beigebracht,  im
Recht  den  schmutzigen  Ursprung  der
Macht zu entdecken, die dieses eingerich-
tet  hat,   aber  ich  habe  Ihnen  auch  ge-
zeigt,  dass  die  Macht  zum  Teufel  geht,
wenn sie das Recht zerstört.“

Was besagen die UN-Resolutionen über
Palästina und Israel? 
Sie anerkennen, dass zwei Völker, das pa-
lästinensische und das jüdisch-israelische,
sich jetzt auf dem historischen Gebiet Pa-
lästinas  niedergelassen  haben,  und  spre-
chen beiden Völkern das Recht zu einem
unabhängigen  Staat  zu.  Das  ist  die  Be-
deutung der Resolution der UN-Vollver-
sammlung vom 29. November 1947 über
die  Teilung  Palästinas.  Dieses  damals
englische  Protektorat  sollte  in  2  Staaten
aufgeteilt werden. 
Die  PLO hat  im November  1988 durch
die Proklamation der Gründung des Staa-
tes Palästina diese Resolution anerkannt.
Die  israelische  Regierung  hat  durch  die
Unterzeichnung des  Osloer  Abkommens
zumindest  implizit  diesem Prinzip zuge-
stimmt. Neulich hat sich der UN-Sicher-
heitsrat durch seine Resolution 1397 vom
13. März 2002 auf dieses Prinzip berufen.
Diese  Resolution  bekräftigt  die  „Vision
einer Region, in der zwei Staaten, Israel
und Palästina,  Seite  an  Seite  innerhalb
sicherer  und  anerkannter  Grenzen  le-
ben“. Diese Position widerspiegelt einen
sehr breiten Konsens der  internationalen
Gemeinschaft.

Ich  möchte  jedoch  den  möglicherweise
entstehenden  Eindruck  einer  „Symme-
trie“ relativieren: 

Zum einen  verfügt  das  israelische  Volk
seit  über  50  Jahren  über  einen  Staat  –
obendrein auf 78% des palästinensischen
Mandatgebietes  –  während  den  Palästi-
nensern  ihr  Staat  immer  noch  verwehrt
wird, sie in einem Zwangsexil oder unter
der  Besatzung  leben.  Diese  Besatzung
währt trotz der unzähligen, von den Ver-
einten  Nationen  verabschiedeten,  jedoch
nie umgesetzten Resolutionen,  seit  mehr
als 35 Jahren. Diese Missachtung des in-
ternationalen  Rechts  diskreditiert  übri-
gens weiterhin,  und insbesondere  in  der
arabischen und muslimischen Welt, jegli-
chen  Diskurs  der  westlichen  Welt  über
das internationale Recht. 
Zum  anderen  ist  die  aktuelle  Situation
durch ein ursprüngliches und vor kurzem
erfolgtes Unrecht entstanden: Die  Paläs-
tinenser sind  vor  allem  von  1948  bis
1950 durch jüdische  Milizen  und später
durch  die  israelische  Armee  aus  ihrer
Heimat  vertrieben worden.  Diese  Ver-
treibung,  die  die  Palästinenser  seit  den
50er Jahren anprangern, aber in Israel wie
in den westlichen Ländern lange Zeit ge-
leugnet oder verdrängt wurde, ist jetzt vor
allem dank der Untersuchungen der israe-
lischen „neuen Historiker“ eine offenkun-
dige Tatsache. Wir leben in einer Epoche
und in einer europäischen Gemeinschaft,
in  der  sich  auf  die  „Pflicht  zur  Erinne-
rung“ mehr als genug berufen wird. Ge-
ben wir uns nicht der Selektivität hin. Das
Unrecht gegenüber den Palästinensern
erfordert Wiedergutmachung und zual-
lererst  Anerkennung – genauso wie Un-
recht aus der Kolonialzeit. Diese morali-
sche  Dimension  darf  nicht  übergangen
werden, denn sie ist die Vorbedingung für
eine  Versöhnung  zwischen  Israelis  und
Palästinensern.

Es gilt,  diese  „falsche Symmetrie“,  die
Israelis  und Palästinenser  auf eine Stufe
stellt, sowie die Ideen von den„ Extremis-
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ten  auf   beiden  Seiten“  zu  kritisieren.  
Diese  Sicht  wird  manchmal  von  guten
Gefühlen gespeist und von dem ehrlichen
Wunsch  nach  einem  Frieden  auf  der
Grundlage von zwei nebeneinander beste-
henden Staaten. Aber dies berücksichtigt
weder  die  asymmetrische  Lage  beider
Völker noch die Leiden, die 35 Jahre Be-
satzung hervorbringen. Über zwei Drittel
der  Palästinenser,  die  in  der  Westbank
und im Gazastreifen leben, haben ihr gan-
zes  Leben  lang  die  Anwesenheit  einer
ausländischen  Streitmacht  erfahren.  Alle
wurden  gedemütigt,  zu  mehreren  Hun-
derttausenden wurden sie verhaftet, Tau-
sende wurden gefoltert.  Andere sind ge-
storben,  verletzt  oder  für  immer  behin-
dert. 
Die  Anerkennung  dieser  grundlegen-
den  Unterschieds  zwischen  Besatzern
und Besetzten ist ein Grundprinzip je-
der Solidarität. Dies bedeutet wiederum
nicht, dass die Sorgen und Leiden der Is-
raelis nicht berücksichtigt werden sollten,
die,  selbst  wenn  sie  die  starke  Seite  in

dieser Gegnerschaft darstellen, in ständi-
ger Angst leben.
Zumal  auf  diesem  gegenwärtigen  Kon-
flikt  die  Erinnerung  an  den  Völker-
mord an den Juden Europas lastet. Die
Stellungnahmen  werden  durch  dieses
Verbrechen  -  eines  der  abscheulichsten
der  Menschheitsgeschichte  -  gebrand-
markt. Die Vernichtung der europäischen
Juden durch die Nazis und ihre Verbün-
deten,  die  damalige  Unfähigkeit  der
Großmächte, die Barbarei zu stoppen, ha-
ben ein Schuldbewusstsein in der westli-
chen Meinung geschaffen und eine positi-
ve Haltung zugunsten derjenigen, die als
Erben der Geschichte und der Erinnerung
an den Juden auftreten.  Dieses Martyri-
um hat die Abstimmung der UN-Voll-
versammlung vom 29. November 1947
für eine Teilung Palästinas und damit
für die Gründung des Staates Israel be-
günstigt.  Die  Palästinenser  haben  je-
doch für  ein  Verbrechen zahlen müs-
sen, das sie nicht begangen hatten und
für das sie in keiner Weise verantwort-
lich waren.

Welche Lösung gibt es für das Palästinaproblem?

Wir haben schon erwähnt, dass es einen
internationalen  Konsens über  die  Lö-
sung  des  israelisch-palästinensischen
Konflikts  gibt:  Die  Schaffung eines  Pa-
lästinastaates auf den von Israel besetzten
Gebieten  (Westjordanland,  Gazastreifen
und Ostjerusalem), sichere und anerkann-
te Grenzen für Israel und schließlich Frie-
den  zwischen  Israel  und  seinen  arabi-
schen Nachbarn. Sobald man jedoch De-
tails  zu  klären  versucht,  beginnen  die
Kontroversen.  Die  Bewegung  gegen  die
neoliberale  Globalisierung  ist  selbstver-
ständlich  keine  Verhandlungspartei  und
sie  kann  nicht  auf  die  Details  der  ver-

schiedenen Positionen eingehen. Sie muss
dennoch  in  den  laufenden  Debatten  auf
der Grundlage von zwei Prinzipien Stel-
lung beziehen:

- Respektierung  des  internationa-
len Rechts, wonach die Westbank,
der Gazastreifen und Ostjerusalem
besetzte Gebiete sind.

- Die  Welt  und  die  Kräfteverhält-
nisse  so  sehen,  wie  sie  sind  und
nicht,  wie  wir  sie  erträumen  (ich
werde bei der Frage der Flüchtlinge
darauf zurückkommen)
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Ausgangspunkt sollten die Ergebnisse der
Verhandlungen  zwischen  Palästinensern
und  Israelis  in  den  Monaten  nach  dem
Scheitern von Camp David im Juli 2000
und ebenfalls der Friedensplan des arabi-
schen  Gipfels  in  Beirut  im  März  2002
sein.  Die  Vorschläge  für  einen  Frieden
zwischen Israelis  und Palästinensern ha-
ben  ihren  Niederschlag  in  zwei  Doku-
menten gefunden, einmal die vom ameri-
kanischen Präsidenten Clinton formulier-
ten  Kriterien  von  Dezember  2000,  zum
anderen die Protokolle über die Verhand-
lungen zwischen Israelis und Palästinen-
sern in Taba im Januar 2001,  Protokolle,
die der Vertreter der EU für den Nahen
Osten, Miguel Angel Moratinos, verfasst
hat. Diese Texte zeigen, dass ein realisti-
sches,  von den  israelischen  und  palästi-
nensischen  Bevölkerungen  annehmbares
Abkommen möglich ist.
Wir  können  hier  die  drei  schwierigsten
Fragen  skizzieren:  die  Grenzen,  Jerusa-
lem,  die  Flüchtlinge.  Auch andere  stan-
den auf der Tagesordnung, deren Lösung
weniger schwierig ist (Sicherheit, zu die-
sem Punkt gab es große Fortschritte von
beiden Seiten - und die Verfügung über
das Wasser)

Die Grenzen
Das Clinton-Dokument sah die Rückgabe
von 94% bis 96% des Westjordanlands an
die Palästinenser (1 bis 3% dieser Fläche
sollte  aus  israelischen  Gebieten  im
Tausch  gegen  palästinensische  Gebiete
bestehen).  Bei  den  Taba-Verhandlungen
war das letzte Angebot Israels: 94% +3%
israelische Gebiete. Die Palästinenser ih-
rerseits  forderten  weiterhin  100%  des
Westjordanlands,  wobei  sie  den  Aus-
tausch von Gebieten akzeptierten,  damit
Israel  einen Großteil  seiner  Siedler  „zu-
rückerhalten“ könne. 

Die Position der Palästinenser sollte un-
terstützt  werden:  Ihre  Forderung  –  22%
vom historischen Palästina – ist ein Mini-
mum. Darunter zu gehen würde die politi-
sche  und  ökonomische  Lebensfähigkeit
des künftigen palästinensischen Staates in
Frage stellen.

Jerusalem
Beide  Seiten  haben  die  Prinzipien  von
Präsident Clinton akzeptiert,  wonach die
jüdischen Viertel in Ostjerusalem von Is-
rael annektiert werden dürften; die arabi-
schen  Viertel  würden  dabei  zur  Haupt-
stadt  des  palästinensischen  Staates  wer-
den. 
Auch in dieser  Frage hatten die Palästi-
nenser  die  erforderlichen  Kompromisse
gemacht,  denn  das  internationale  Recht
betrachtet die Gesamtheit von Ostjerusa-
lem als besetztes Gebiet. In der besonders
sensiblen Frage der Heiligen Stätten wa-
ren Fortschritte erzielt worden, da die Pa-
lästinenser akzeptiert hatten, dass das jü-
dische Viertel der Altstadt und die Klage-
mauer unter israelischer Oberhoheit stün-
den, während sie selber die Souveränität
über  das  Gelände  um  die  Al-Aqsa-Mo-
schee  einforderten.  Auch  andere  Lösun-
gen zu den Heiligen Stätten wurden auch
in Betracht gezogen, wie etwa eine inter-
nationale Schirmherrschaft.

Die Flüchtlinge
Das ist  die  komplexeste  und sensibelste
Frage. Es geht um das Schicksal von fast
4 Millionen Menschen – und nicht um ein
reines  politisches  Problem  –  wobei  die
Entscheidung über deren Zukunft die Ent-
wicklung in Libanon, Syrien und Jordani-
en beeinflussen wird. 
Bei  den  Taba-Verhandlungen  wurden
wirkliche Fortschritte erzielt. Das israeli-
sche  Dokument,  das  der  Justizminister
Jossi  Beilin  verfasst  hatte,  erkennt  an,
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„dass das Problem der palästinensischen
Flüchtlinge  von  zentraler  Bedeutung  in
den  israelisch-palästinensischen  Bezie-
hungen ist. Eine umfassende und gerech-
te  Lösung  dieser  Frage  wird  entschei-
dend sein für die Schaffung eines dauer-
haften  und moralisch  vertretbaren  Frie-
dens.  Der  Staat  Israel  erklärt  feierlich
sein Bedauern über die Tragödie der pa-
lästinensischen  Flüchtlinge,  ihr  Leiden
und ihre Verluste; er wird sich bei dem
Bemühen, dieses vor 53 Jahren begonne-
ne schreckliche Kapitel der Geschichte zu
schließen, als aktiver Partner erweisen.“ 
Zum ersten Mal akzeptierte Israel,  seine
Mitverantwortung an der Entstehung des
Flüchtlingsproblems  zu  gestehen:  „Ob-
wohl  der  im  Entstehen  begriffene  Staat
Israel  die  Resolution  181  der  UN-Voll-
versammlung  vom  November  1947  (die
die Teilung Palästinas in einen jüdischen
und einen arabischen Staat empfiehl) ak-
zeptiert hatte, wurde er in den Krieg und
das Blutvergießen von 1948-1949 verwi-
ckelt. Für beide Seiten brachte es Opfer
und Leiden, darunter die Vertreibung und
die  Enteignung  der  zu  Flüchtlingen  ge-
wordenen palästinensischen Zivilbevölke-
rung.“

„Konsequenz  einer  gerechten  Regelung
des Flüchtlingsproblems, in Übereinstim-
mung mit der Resolution 242 des UN-Si-
cherheitsrats,  muss  die  Umsetzung  der
Resolution  194  der  UN-General-ver-
sammlung  sein.“ Es  sei  daran  erinnert,
dass diese von der UN-Generalver-samm-
lung am 11. Dezember 1948 verabschie-
dete Resolution vorschreibt,  „dass denje-
nigen  Flüchtlingen,  die  zu  ihren  Wohn-
stätten zurückkehren und in Frieden mit
ihren  Nachbarn  leben  wollen,  dies  zum
frühesten  möglichen  Zeitpunkt  gestattet
werden  soll  und dass  für  das  Eigentum
derjenigen, die sich entscheiden, nicht zu-

rückzukehren, sowie für den Verlust oder
die Beschädigung von Eigentum Entschä-
digung gezahlt werden soll.“

Die  israelische  Delegation  in  Taba  hat
also zwei wesentliche Prinzipien der Pa-
lästinenser akzeptiert, welche Barak beim
Gipfel auf Camp David im Juli 2000 ab-
gelehnt hatte: Das Eingeständnis der Un-
gerechtigkeit  gegenüber  den  Palästinen-
sern in den Jahren 1948-1950 und die An-
erkennung  der  Resolution  194  als  Lö-
sungsgrundlage.

Von diesen Prinzipien ausgehend wurden
konkrete  Lösungen entwickelt.  Den
Flüchtlingen wurden 5 Möglichkeiten an-
geboten:
 a. Rückkehr nach Israel 
 b. Rückkehr in von Israel im Austausch
abgetretene Gebiete
 c. Rückkehr in den Staat Palästina
 d. Integration in die derzeitigen Gastlän-
der
(Jordanien, Syrien, u. a. m.)
 e.  Umsiedlung  in  Drittländer  (mehrere
Staaten,  u.  a.  Kanada,  hatten sich bereit
erklärt,  größere  palästinensische  Flücht-
lingskontingente aufzunehmen). 

Die palästinensischen Vertreter haben das
Recht der Flüchtlinge auf eine freie Ent-
scheidung  unterstrichen,  zugleich  aber
wiederholt betont, dass sie den jüdischen
Charakter des Staates Israel, den der Nati-
onalrat schon 1988 bei der Unabhängig-
keitserklärung  des  Palästinastaates  aner-
kannt hatte, nicht in Frage stellen wollten.
So gestattete es die palästinensische Seite
in Taba, dass die letzte Entscheidung zur
Rückkehr jeglichen Flüchtlings nach Isra-
el in Israels Händen liegt. Israel stimmte
der Rückkehr von 40 000 Flüchtlingen in
einem Zeitraum von 5 Jahren zu, wobei
die Palästinenser  die Meinung vertreten,
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dass ein Angebot unter 100 000 es nicht
erlauben würde, voranzukommen.

Viele Palästinenser verwerfen dieses An-
gebot  von  fünf  Möglichkeiten  und  
fordern  das  bedingungslose  Recht  der
Flüchtlinge  auf  Rückkehr  nach  Israel.
Man kann lange über die Rechtmäßigkeit
einer solchen Position und über die Inter-
pretation der Resolution 194 diskutieren,
aber offensichtlich sind weder die israeli-
sche Meinung noch die internationale Ge-
meinschaft  zu  der  Unterstützung  einer
solchen Lösung bereit. Einige setzen auf
Veränderungen  in  den  kommenden  50
Jahren oder mehr. Man kann sich jedoch
gut vorstellen, dass bis dahin nichts mehr
von Palästina übrig bleibt. 
Die  in  Taba  entworfene  umfassende
Lösung  ist  ein  Kompromiss  zwischen
dem internationalen Recht und der Re-
alität  der  Machtverhältnisse  – vor  al-
lem der Macht der israelisch-amerika-
nischen Allianz.  Außerhalb dieser Wirk-
lichkeit  Überlegungen  anzustellen  –  das
tun einige nationalistische arabische bzw.
islamische Gruppen, die sich für die Zer-
störung  des  Staates  Israels  aussprechen,
selbst wenn sie damit nicht meinen, dass

die Juden „nach Hause“ geschickt werden
- zeugt von einer messianischen Vorstel-
lung der Geschichte. Es sollte auch unter-
strichen werden, dass das Unrecht gegen-
über  den  Palästinensern  nicht  durch  ein
anderes  Unrecht  gegenüber  den  Israelis
wieder gutgemacht werden kann.

Einige Intellektuelle schlagen die  Schaf-
fung  eines  einheitlichen  Staates,  eine
Bürgerstaates  oder  eines  Staates  zweier
Nationen vor. Mit solchen Vorstellungen
möchten sie die eng nationalistische und
identitätsstiftende Kluft überwinden. Da-
mit  werden  anregende  und  notwendige
Debatten entfacht, bei denen jeder, der an
der Bewegung gegen die neoliberale Glo-
balisierung  teilnimmt,  sich  einbringen
kann und soll. 
Solche Vorstellungen sind  jedoch sicher
kein  politisches  Aktionsprogramm.  Dar-
über hinaus erscheint die Perspektive ei-
nes Zusammenlebens von Juden und Ara-
bern  in  einem einzigen  Staat  kurz-  und
mittelfristig  vollkommen  illusorisch  an-
gesichts des Grabens, der sich in den letz-
ten  Monaten  zwischen  beiden  Völkern
weiter aufgetan hat.

Antisemitismus und Solidarität mit den Palästinensern

Seit  dem Ausbruch der  zweiten Intifada
im September 2000 breitete sich die Soli-
darität  mit  den  Palästinensern  weltweit,
und insbesondere in Europa aus. 
Das  Ausmaß  dieser  Bewegung  brachte
eine  Reihe  von  verbalen  Angriffen  her-
vor, die darauf abzielten,  Kritik an der
israelischen  Regierung  und  Antisemi-
tismus ebenso gleichzusetzen wie Anti-
zionismus  und  Antisemitismus.  Diese
erpresserische Beeinflussung ist natürlich
unzulässig; sie ist beleidigend für diejeni-

gen, die sich gegen die Politik von Ariel
Scharon einsetzen, sie ist beleidigend für
alle israelischen Pazifisten, die unter sehr
schwierigen  Bedingungen  für  die  Aner-
kennung  der  Rechte  der  Palästinenser
kämpfen.  Diese  Verquickung ist  darauf
gerichtet, jede Debatte zu verbieten und
auf  Journalisten  und Medien eine  unzu-
lässige erpresserische Einflussnahme aus-
zuüben.

Nach dieser  Klarstellung muss  auch die
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Tatsache erwähnt werden, dass bestimmte
Leute sich hinter der Solidarität mit dem
palästinensischen  Volk  verstecken,  um
antisemitische Parolen und Meinungen
kundzutun. Diese Leute müssen wir kom-
promisslos anprangern. Sowohl aus prin-
zipiellen Gründen - die Verurteilung jeg-
licher Form von Rassismus ist ja einer der
Grundsätze  der  Globalisierungsgegner  -
und  auch  weil  Antisemiten  die  besten
Verbündeten  der  Politik  Scharons  sind,
der sich ihrer bedient, um die Juden der
Welt und einen Teil der öffentlichen Mei-
nung des Westens um die israelische Re-
gierung herum „zusammenzuschweißen“.

Zwei  Strömungen  sind  Träger  dieses
Antisemitismus:

-  Die europäischen Rechtsextremisten.
Ein Teil von ihnen ist eher antisemitisch
als antiarabisch, die anderen sind eher an-
tiarabisch als antisemitisch. Aber es gibt
Tendenzen  bei  den  Rechtsextremisten,
die versuchen, ihre Thesen - insbesondere
die  Leugnung  des  Völkermords  an  den
europäischen Juden während des Zweiten
Weltkriegs - über eine vorgetäuschte So-
lidarität  mit  den  Palästinensern  zu  ver-
breiten;

-  Bestimmte  muslimische  oder  arabi-
sche Strömungen. Was ursprünglich ein
„Kriegsrassismus“ war - wie er zum Bei-
spiel Franzosen und Deutsche in der ers-
ten Hälfte  des zwanzigsten  Jahrhunderts
kennzeichnete, als man dem anderen alle
Fehler  und alle  Verbrechen  zuschrieb  -,
hat  sich  gewandelt.  Diese  Bewegungen
haben  einerseits  eigene  judeophoben
Standpunkte  entwickelt  -  manchmal  auf
der  Basis  einer  ideologisch  geprägten
Lektüre des Korans - und andererseits Pa-
rolen der europäischen Rechtsextremisten
über  die  „dominante“  Rolle  der  Juden,

den  „erfundenen“  oder  „übertriebenen“
Völkermord etc. übernommen.
Seit  dem Ausbruch der  zweiten Intifada
haben  sich  die  Anschläge  auf  jüdische
Gotteshäuser und die Angriffe gegen Ju-
den,  die  religiöse  Zeichen  offen  zur
Schau  tragen,  vervielfacht  (aber  auch,
davon war weniger zu hören, gegen Mo-
scheen und erkennbare  Muslime).  Diese
Anschläge  haben  in  den  verschiedenen
jüdischen  Gemeinden  Reaktionen  der
Angst  hervorgerufen.  Diese  müssen
selbst-verständlich  nachdrücklich  verur-
teilt werden. 

So haben einige Dutzend arabischer oder
arabisch-stämmiger  Intellektueller  in
Frankreich,  wie  etwa  Leïla  Shahid,  die
Generaldelegierte  Palästinas  in  Frank-
reich, diese Übergriffe verurteilt und die
Anschläge auf Synagogen und Juden ge-
hörende  Geschäfte  als  „Verbrechen  ge-
gen die Palästinenser“ bezeichnet.  „Un-
sere Partner und unsere wertvollsten An-
hänger“ so  die  Unterzeichner  weiter,
„sind die Israelis und die Juden, die an
der Seite der Palästinenser gegen die Be-
satzung,  die  Unterdrückung,  die  Besied-
lung und für die Koexistenz zweier souve-
räner  Staaten,  eines  palästinensischen
und eines  israelischen,  aktiv  sind.  Viele
von ihnen haben eine tragische, vom Ho-
locaust geprägte Familiengeschichte. Wir
müssen ihnen unseren Respekt bezeugen
und uns ihnen anschließen auf diesem en-
gen Grat,  der  darin  besteht,  zu  wissen,
wann  man  aus  der  Masse  ausscheren
muss,  wenn  es  darum  geht,  universelle
Rechte  und  Freiheiten  zu  verteidigen.“
(Le Monde, 10. April 2002).

Diese  Angriffe  spiegeln  dennoch  kein
antisemitisches Klima wider, wie es im
Europa der dreißiger Jahren herrsch-
te: Keine große politische Partei ist anti-
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semitisch;  Juden haben Zugang zu allen
sozialen, wirtschaftlichen oder politischen
Ämtern;  noch  nie  waren  sie  so  in  der
französischen  Gesellschaft  -  und  in  den
europäischen  Gesellschaften  -  integriert,
in  der  es  sicherlich  nur  sehr  beschränkt
antijüdische Vorurteile gibt. 

Andererseits fügen sich diese Übergriffe
jedoch in eine größere fremdenfeindli-
che  und  rassistische  Entwicklung  in
Europa ein, die primär auf Einwande-
rer, Araber und Muslime abzielt. 
Antworten  müssen  daher  „global“  sein
und  dürfen  sich  nicht  auf  eine  einzelne
Gemeinschaft beziehen.  Der Kampf ge-
gen  Rassismus  und  Antisemitismus
geht uns alle an und ist nicht das Vor-
recht  einer  einzelnen  Gemeinschaft.
Nun hat im April 2002 der Repräsentative
Rat der jüdischen Einrichtungen in Frank-
reich (CRIF) den Vorschlag der Liga der
Menschenrechte,  eine  gemeinsame  De-
monstration  gegen  alle  rassistischen
Übergriffe zu organisieren, abgelehnt und
es  vorgezogen,  die  Juden  Frankreichs,
und  nur  sie,  gegen  Antisemitismus  und
für Solidarität mit dem israelischen Volk
zu mobilisieren.

Antisemitische  Strömungen  können  sich
offen  oder  verdeckt  ausbreiten.  Manch-
mal verwenden sie bestimmte Schlagwör-
ter, um den Staat Israel generell schlecht
zu machen oder zu dämonisieren. 
Nehmen  wir  einige  Beispiele.  Das
Schlagwort „Staat Israel = Nazistaat“ ist

dumm und gefährlich. Was den Nazistaat
gegenüber anderen diktatorischen Staaten
kennzeichnet,  ist  die  Umsetzung  der
„Endlösung“ der „Judenfrage“, das heißt
die physische, systematische und industri-
elle Vernichtung der europäischen Juden;
nichts davon trifft hinsichtlich der Palästi-
nenser auf Israel zu. Es gibt genug über
die  Besatzungs-  und Siedlungspolitik  zu
sagen,  die  die  israelische  Regierung be-
treibt. Solche kühnen und absurden Ana-
logien  diskreditieren  nur  diejenigen,  die
sich  dazu  hergeben.  Wenn  man  schon
vergleichen  will,  so  erinnert  die  israeli-
sche Strategie in Palästina in zahlreichen
Aspekten vielmehr an die Kolonialpolitik
Frankreichs in Algerien.

Der  Vergleich  zwischen Israel  und dem
Apartheidregime Südafrikas führt zu wei-
teren Debatten. Zunächst einmal, weil die
israelische  Demokratie  für  die  israeli-
schen Juden sehr viel realer ist, als sie es
für  die  Weißen  Südafrikas  war.  Und
zweitens  und  vor  allem,  weil  Israel,  im
Gegensatz  zu  Südafrika,  ohne  die  Men-
schen, die es „kolonisiert“, leben kann. 
Nichtsdestoweniger stimmt es, dass das in
den  besetzten  Gebieten  -  zwischen  den
Siedlern und den Palästinensern - gelten-
de doppelte System, wie B'tselem, die is-
raelische  Organisation  zur  Verteidigung
der  Menschenrechte,  hervorhebt,  einem
Apartheidregime gleicht  und die  palästi-
nensischen  Bürger  Israels  wie  Bürger
zweiter Klasse behandelt werden.

Zionismus und das jüdische Volk

Die Zionismusfrage wird leidenschaftlich
und oft grob vereinfachend diskutiert. Die
Frage ist komplex und lässt sich nicht auf
Verkürzungen  der  Sorte  Zionismus  =

Rassismus reduzieren. Der Zionismus ist
eine politische Bewegung,  die  Ende des
19. Jahrhunderts in Europa entstanden ist.
Er  ist  Teil  des  „nationalen  Erwachens“,
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das damals auf dem Kontinent erstarkte.
Er will dem jüdischen Volk, in erster Li-
nie  den von autoritären Obrigkeiten  un-
terdrückten  Juden  aus  Osteuropa  und
Russland, einen Staat geben. Wie alle Na-
tionalismen  versammelt  der  Zionismus
sehr  unterschiedliche  Strömungen,  von
der  extremen  Rechten  bis  zur  extremen
Linken, und legt eine gewisse Verachtung
gegenüber anderen an den Tag. Wie die
anderen  Nationalismen  hat  er  sich  eine
mythische Geschichte geschaffen, um sei-
ne  Entscheidungen  und  Ansprüche  zu
rechtfertigen. 

Zwei Fragen stellten sich von der Geburt
der Bewegung bis zum Jahr 1948:
- Bilden die Juden ein Volk? Wollen sie
nach Palästina „zurückkehren“?
- Ist der jüdische Anspruch auf Palästina
gerechtfertigt? Welche Beziehung besteht
zwischen  dieser  Rechtfertigung  und  der
arabischen Bevölkerung  auf  diesem Bo-
den?

Zahlreiche jüdische  Organisationen (ins-
besondere der sozialistische Bund) lehn-
ten die Emigration nach Palästina ab, und
der Zionismus blieb bis zur Gründung des
Staates Israel unter den Juden sehr mino-
ritär. Jedes Mal, wenn sie frei entscheiden
konnten,  zog die  Mehrheit  der  Juden es
vor, in die Vereinigten Staaten oder nach
Westeuropa  zu  emigrieren,  und  nicht
nach Israel - dies gilt insbesondere für Ju-
den aus der ehemaligen Sowjetunion, be-
vor  die  Vereinigten  Staaten  ihre  Türen
wieder schließen. 
Aber diese Diskussion, obwohl sicherlich
interessant,  ist  bereits  weitgehend  über-
holt. Selbst wenn man der Meinung ist, es
existiere  kein  „jüdisches  Volk“,  selbst
wenn man glaubt, dass die Niederlassung

der Juden in Palästina Teil der Kolonial-
bewegung ist, existiert Israel nun einmal,
und es bildet eine lebendige und dynami-
sche Gesellschaft. Es ist ein von der inter-
nationalen Gemeinschaft und den Verein-
ten Nationen anerkannter Staat. 
Man  kann  der  Meinung  sein,  dass  die
ganze zionistische Unternehmung weitge-
hend  kolonialistisch  geprägt  und  daher
ungerecht - und nicht legitim - war, und
die „vollendeten Tatsachen“ trotzdem an-
erkennen. Das beweisen andere Beispiele,
in  der  Geschichte  der  Vereinigten  Staa-
ten,  in  Kanada  oder  in  Australien.  Die
Niederlassung von Siedlern in diesen Ter-
ritorien  führte  oft  zu  Vertreibungen,  ja
selbst zu Völkermord, aber niemand stellt
das Existenzrecht dieser Staaten in Frage
(man kann jedoch, wie dies in Australien
und Kanada erreicht wurde, die Anerken-
nung des Unrechts fordern, das der auto-
chthonen Bevölkerung angetan wurde).

Andererseits beruft sich die überwältigen-
de Mehrheit  des israelischen Volkes auf
den  Zionismus,  wie  auch  immer  dieser
Begriff definiert sein mag. Die Grenzlinie
verläuft in diesem Land zwischen jenen,
die einen unabhängigen palästinensischen
Staat  akzeptieren,  und  jenen,  die  gegen
eine solche Option sind. In beiden Lagern
gibt es Zionisten. 

Kurz - ich glaube nicht, dass die liberale
Bewegung  der  Globalisierungsgegner  in
dieser Zionismus/ Antizionismus-Debatte
unbedingt Position beziehen muss. Das ist
eine ideologische Debatte, aber auch ein
spaltender  Faktor,  der  dem  eigentlichen
Ziel schadet: eine Meinungsmehrheit zu-
gunsten  der  Schaffung eines  unabhängi-
gen palästinensischen Staates an der Seite
des Staates Israel zu versammeln.
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Widerstand, Terrorismus und bewaffneter Kampf

Die Attentate, die sich seit dem Ausbruch
der  zweiten  Intifada  vervielfacht  haben,
die Anschläge auf das World Trade Cen-
ter und das Pentagon am 11. September
2001 haben einer äußerst wirren und ver-
zerrten Debatte über Terrorismus und Ge-
walt neue Nahrung gegeben. Das bedarf
einer Erklärung.
Machen wir uns, so seltsam dies auch er-
scheinen mag, zunächst  einmal bewusst,
dass  weder  die  internationale  Gemein-
schaft noch das internationalen Recht den
Begriff  „Terrorismus“  definieren  konn-
ten. Wir wissen, dass dies ein Pauschalbe-
griff  ist,  der  verwendet  wird,  um  den
Gegner zu diskreditieren. Die zionistische
Bewegung 1945-1948, die algerische Na-
tionale Befreiungsfront (FLN) 1954-1962
und  der  Afrikanischen  Nationalkongress
(ANC) wurden ebenfalls von ihren Geg-
nern als terroristische Organisationen be-
zeichnet  (übrigens  saß  Nelson  Mandela
während des Apartheidregimes als Terro-
rist im Gefängnis).

In Palästina-Israel betrachtet die Mehrheit
der Palästinenser alle bewaffneten Aktio-
nen gegen die Besatzung - auch Angriffe
gegen  Zivilpersonen  -  als  legitim,  mit
dem Argument, dass sie gegen eine frem-
de Besatzung kämpfen. Dagegen bezeich-
nen sie die Aktionen der israelischen Ar-
mee als terroristisch. Während die israeli-
sche Regierung alle Aktionen der Palästi-
nenser, einschließlich jener, die ihren Sol-
daten gelten, als Terrorismus bezeichnet. 

Das  internationale  Recht  erkennt  die
Legitimität und Legalität des - auch be-
waffneten  -  Widerstandes  gegen  eine
fremde Besatzung an -  wenn es keine
andere  Möglichkeit  mehr  gibt,  seinen
Forderungen  Ausdruck  zu  verleihen.

Unter diesem Aspekt besteht kein Zwei-
fel, dass die Palästinenser das Recht ha-
ben,  in  ihrem  Kampf  Gewalt  anzuwen-
den.  Davon  abgesehen,  bedeutet  dieses
„Recht“ nicht unbedingt eine „Pflicht“.
Jede Befreiungsbewegung muss über die
Kosten  der  Mittel, die  sie  in  ihrem
Kampf  wählt,  und  über  ihre  Effizienz
nachdenken.

Wir  müssen  auch  unsere  Lehren  aus
der  Geschichte  ziehen.  Von  Algerien
über  Angola  bis  nach  Vietnam war  der
Griff zur Waffe gegen die Unterdrückung
durch eine fremde Macht legitim. 
Aber wenn man dreißig oder vierzig Jahre
später aus diesen Erfahrungen die Bilanz
zieht,  stellt  man  fest,  dass  die  Gesell-
schaften diesen bewaffneten Kampf sehr
teuer bezahlt haben - nicht zuletzt wegen
der Politik der verbrannten Erde durch die
Kolonialmächte  -,  selbst  wenn  sie,  wie
gesagt,  damals  zweifellos  keine  andere
Wahl  hatten.  Denn  der  Befreiungskrieg
hat überall die „Militarisierung der Poli-
tik“,  die  Unterwerfung der  Politik  unter
das Militär nach sich gezogen. 
Mao sagte zwar: „Die Partei befehligt die
Gewehre“ - aber in Wirklichkeit setzt sich
oft  das  Gegenteil  durch.  Als  die  algeri-
sche  Nationale  Befreiungsfront  (FLN)
1954  den  Aufstand  gegen  den  französi-
schen  Kolonialismus  auslöst,  vernichtet
sie  alle  „Hindernisse“  gegen  eine
Machtübernahme und liquidiert jegliches
Dissidententum.  Im  Namen  des  bewaff-
neten Kampfes wird die politische Debat-
te  auf  ihre  einfachste  Form  reduziert:
„Diskutiert  ein  Soldat  über  Befehle?
Zieht ein Offizier mitten in der Schlacht
seine  Vorgesetzten  in  Zweifel?“  Diese
Verhaltensweisen setzten sich noch lange
über den Sieg hinaus fort, und sie erklä-
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ren weitgehend die Schwierigkeiten, mit
denen  diese  Länder  nach  der  Unabhän-
gigkeit konfrontiert waren. 
Der Kommandant Marcos hat aus diesem
Gesichtspunkt  eine  interessante  Überle-
gung über die Risiken der Militarisierung
von Widerstandsbewegungen  entwickelt;
dabei ging er davon aus, dass die meisten
Bewegungen, die die Macht durch Gewalt
erreicht haben, diese Macht anschließend
durch Gewalt ausüben und weiterhin die
Menschenrechte gering schätzen. 
Auf jeden Fall können auch die Legitimi-
tät des Widerstandes und, in bestimmten
Fällen, der Gewalt bestimmte universelle
Gesetze nicht überschreiten.

Sind bewaffnete Aktionen gegen die isra-
elischen Soldaten möglich? Sind sie  die
beste  Form  des  Widerstands  gegen  die
Besatzung? Das müssen die Palästinenser
beurteilen.  Bewaffneter  Widerstand  ist
natürlich nicht  prinzipiell  zu verurteilen,
soweit  die  Regeln  des  Kriegsrechts  und
der  Genfer  Konvention  respektiert  wer-
den.  Wie  man  auch  über  die  Hisbollah
denken mag, sie hat im Südlibanon gegen
die israelischen Soldaten,  die einen Teil
des  libanesischen  Staatsgebiets  besetzt
hielten,  legitimen  bewaffneten  Wider-
stand geleistet. Der Widerstand war mo-
ralisch  einwandfrei:  Wie hätte  man An-
griffe gegen israelische Soldaten auf liba-
nesischen Boden verurteilen können? Au-
ßerdem war der Widerstand effektiv, wie
die Entscheidung der israelischen Regie-
rung, sich aus dem Libanon zurückzuzie-
hen, beweist.

Davon  einmal  abgesehen  -  selbst  wenn
die  Entscheidung  für  den  bewaffneten
Kampf gefallen ist und dieser prinzipiell
legitim ist, heißt dies dennoch nicht, dass
dieser  Kampf  gegen  das  „Kriegsrecht“
verstoßen darf. Die Menschenrechte sind

für  alle  Konfliktparteien  bindend,  selbst
wenn sie für eine gerechte Sache kämp-
fen. 
Amnesty  International  hat  im  Juli  2002
daran erinnert: „Das von den bewaffneten
palästinensischen Gruppen am häufigsten
vorgebrachte  Argument  zur  Rechtferti-
gung  der  im  vorliegenden  Bericht  ge-
nannten Tötungen ist, dass das internati-
onale  Recht  hinsichtlich  der  Methoden,
die eine Bewegung im Widerstand gegen
eine  Besatzungsmacht  einsetzen  kann,
keinerlei Beschränkungen vorschreibe. 
Im  Gegensatz  zu  diesen  Behauptungen
gibt  es  keine  international  anerkannte
gesetzliche Norm, die Angriffe gegen Zi-
vilpersonen  autorisiert,  egal  ob  im
Kampf gegen die militärische Besatzung
oder in jedem anderen Kontext.“ 
Amnesty  International  wertet  diese  An-
schläge sogar als „Verbrechen gegen die
Menschheit“  (im selben Bericht heißt es
übrigens, dass die  Aktionen der israeli-
schen Armee in den besetzten Gebieten
durch Rechtsverletzungen gekennzeichnet
seien, die  „massiv gegen die vierte Gen-
fer  Konvention  verstoßen  und  daher
Kriegsverbrechen  sind.  Viele  diese  Ver-
stöße,  die  systematisch  und  in  großer
Zahl  im  Rahmen  der  Regierungspolitik
verübt  werden,  erfüllen  die  Definition
von  Verbrechen gegen die  Menschlich-
keit,  wie  sie  im  internationalen  Recht
dargelegt ist.“).
Im Namen der Ideale, für die wir eintre-
ten, ist (dem von Amnesty vorgetragenen
Konzept) zuzustimmen, dass es ein „fun-
damentales  Prinzip  des  internationalen
humanitären Rechts ist, dass die Konflikt-
parteien  unter  allen  Umständen  einen
Unterschied machen müssen zwischen Zi-
vilpersonen  und  Kämpfern  sowie  zwi-
schen zivilen Objekten und militärischen
Zielen.“
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Ist es Aufgabe der Gegner der neolibera-
len Globalisierung, die Aktionen der Pa-
lästinenser zu „kritisieren“ und ein Volk,
das  unter  schrecklichen  Bedingungen
lebt, zu „belehren“? 
Auf diese heikle Frage gibt es keine ein-
fache Antwort. Erinnern wir uns, was An-
fang der siebziger Jahre geschah, als der
palästinensische Widerstand, eingekesselt
und massiv gejagt, Flugzeugentführungen
und Anschläge gegen israelische Ziele im
Ausland massiv verstärkte. Während die-
ser Periode hat die europäische Linke, die
dem Widerstand positiv  gegenüberstand,
dazu beigetragen, insbesondere der Fatah
verständlich zu machen, dass diese „aus-
ländischen Operationen“ der palästinensi-
schen Sache schadeten.
Anschläge  gegen  israelische  Zivilperso-
nen  stellen  nicht  nur  ein  moralisches
Problem, sondern auch ein politisches
Problem dar. Seit seiner Wahl im Febru-
ar 2001 hat Ariel Scharon diese Anschlä-
ge  in  seine  innen-  und  außenpolitische
Strategie  integriert.  Diese  Strategie  ba-
siert auf mehreren Elementen: Ablehnung
der Abkommen von Oslo, „die größte Ka-
tastrophe, die Israel jemals gesehen hat“;
allmähliche Beseitigung der Palästinensi-
schen  Autonomiebehörde,  „langfristige
Zwischenlösung“,  was  die  Fortsetzung
der Besatzung in einer anderen Form be-
deutet. Die Anschläge haben es Scharon
erlaubt, seine Weigerung, ernsthafte Ver-
handlungen mit den Palästinensern zu er-
öffnen,  gegenüber  der  öffentlichen Mei-
nung in Israel und selbst einem Teil der
internationalen Öffentlichkeit zu rechtfer-
tigen.

Nun  ist  im  israelisch-palästinensischen
Kontext keinerlei politische Lösung mög-
lich,  wenn  die „innere  Front“  Israels
nicht aufgebrochen wird. 

Das ist schwierig, aber möglich, wie die
Umfragen beweisen: Die Mehrheit der Is-
raelis  akzeptiert  die  Vorstellung von ei-
nem palästinensischen Staat an der Seite
des Staates Israel. 
Gleichwohl  müssen wir  die  Skepsis  bei
den  Palästinensern  aller  Strömungen
verstehen: Schließlich haben sie das, was
wir  jetzt  von  ihnen  verlangen,  bereits
während  der  ersten  Intifada  umgesetzt,
mit dem Verzicht auf bewaffnete Gewalt.
Zehn Jahre  nach Ende jener  Intifada  ist
die Situation der Palästinenser schlimmer
denn je.

Andererseits reicht eine schlichte „mora-
lische“ Verurteilung der von beiden Par-
teien  begangenen  Verbrechen  nicht  aus,
um im israelisch-palästinensischen  Kon-
flikt Stellung zu beziehen. 
Man  kann  nicht  einfach  beide  Seiten
gleichermaßen mit dem Argument ab-
tun, dass beide humanitäres Recht ver-
letzen. Aus zwei Gründen: 
Erstens  weil  Menschenrechtsverletzun-
gen durch einen Staat - einen Staat, der
für sich demokratische Grundsätze bean-
sprucht -  immer viel schlimmer sind als
solche, die durch nichtstaatliche Gruppen
begangen  werden,  zumal  einige  dieser
Gruppen  gegen  den  Willen  der  Palästi-
nensischen  Autonomiebehörde  handeln.
Und dann aus politischen Gründen: Der
Kampf, den die Palästinenser führen, ist
„ein  gerechter  Kampf  “,  ein  legitimer
Widerstand gegen eine unrechtmäßige
Besatzung,  während  die  israelische  Re-
gierung eine Strategie der Aufrechterhal-
tung  einer  illegalen  Besatzung  verfolgt.
Um ein Beispiel zu nennen: Während des
Zweiten  Weltkriegs  haben die  Alliierten
sicherlich Kriegsverbrechen und Verbre-
chen gegen die Menschlichkeit begangen
- vor allem in Dresden oder in Hiroshima.
Dennoch war der Kampf gegen den Na-
zismus ein gerechter Krieg. Und niemand
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wird die Alliierten und die Achsenmächte
miteinander  vergleichen.  Ebenso hat  die
FLN  während  des  algerischen  Befrei-
ungskrieges - wie die französische Armee
- Kriegsverbrechen, ja sogar Verbrechen
gegen die Menschlichkeit begangen. Den-
noch waren ihre Forderungen nach Unab-
hängigkeit  absolut  legitim. Und auch da
lässt sich keine Symmetrie herstellen.

Ein letztes Wort zu diesem Aspekt. 
Das  Leid  auf  beiden  Seiten  hat  tiefe
Gräben  aufgerissen,  die  nur  die  Zeit
wieder  schließen  kann.  Zweifellos  wird
man, wie es der amerikanisch-palästinen-
sische Intellektuelle Edward Said vorge-
schlagen hat, eine Wahrheits- und Ver-
söhnungskommission schaffen müssen,
um so genau wie möglich die Bilanz der
letzten fünfzig Jahre zu ziehen. Die Be-
wegung gegen die neoliberale Globalisie-
rung könnte einen Beitrag dazu leisten.
Absolute Priorität muss dabei die For-
derung  nach  internationalem  Schutz
der palästinensischen Bevölkerung ha-
ben, einem Schutz, den momentan nur
internationale  zivile  Missionen  sicher-
stellen. Europa muss sich dafür stark ma-
chen und die  Abkommen über  eine Zu-
sammenarbeit  zwischen  Europäischer
Union und Israel als Druckmittel nutzen.

Nichtsdestotrotz  ist,  wie  gesagt,  eine
politische Lösung nötig, um dieser töd-
lichen Spirale der Gewalt  zu entkom-
men. 
Darauf haben seit Ende Juli 2001 führen-
de  Persönlichkeiten  auf  beiden  Seiten  -
darunter mehrere palästinensische Minis-
ter (wie Yasser Abed Rabbo, Nabil Amr,
Hisham Abdoul Razzek) und Intellektuel-

le  (wie  Hanan  Ashrawi,  Sari  Nuseibeh,
Salim Tamari) sowie Yossi Beilin, Justiz-
minister  unter  Barak,  und  zahlreiche
Schriftsteller  (darunter  Amos  Oz,  A.  B.
Yehoshua, David Grossman) - mutig und
stark hingewiesen.

Die  gemeinsame  Erklärung  lautet  wie
folgt:  „Wir,  die  unterzeichneten  Israelis
und Palästinenser, haben uns heute unter
für  unsere  beiden  Völker  schwierigsten
Umständen  getroffen,  um  ein  Ende  des
Blutvergießens, ein Ende der Besatzung,
eine  sofortige  Rückkehr  zu  Verhandlun-
gen und die Verwirklichung des Friedens
für unsere Völker zu fordern. (...) 
Trotz allem glauben wir immer noch an
die Menschlichkeit der anderen Seite und
daran,  dass  wir  einen  Partner  für  den
Frieden haben und eine Verhandlungslö-
sung für  den Konflikt  zwischen  unseren
Völkern möglich ist. (...) 
Der Weg vorwärts liegt in der Akzeptanz
der  internationalen  Legitimität,  in  der
Umsetzung der Resolutionen 242 und 338
des Sicherheitsrates der Vereinten Natio-
nen  und  in  einer  Zwei-Staaten-Lösung,
die auf den Grenzen von 1967 basiert, so
dass Israel und Palästina Seite an Seite
leben  können,  mit  ihren  jeweiligen
Hauptstädten in Jerusalem. 
Lösungen  lassen  sich  für  alle  offenen
Fragen  finden.  Sie  sollten  fair,  gerecht
und nachhaltig sein, die Souveränität des
palästinensischen  und  des  israelischen
Staates,  so wie sie  von ihren jeweiligen
Bürgern  definiert  wird,  nicht  antasten
und der Sehnsucht beider Völker, des jü-
dischen  und  des  palästinensischen  Vol-
kes, nach einem eigenen Staat Rechnung
tragen.“ 

Die Übersetzung durch coorditrad wurde zuerst  in „Sand im Getriebe“ Nr.14 (2003)
veröffentlicht; - für die SiG-Redaktion, M.D.Vernhes, 27.4.2018 - 
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II. DIE POSITIONEN VON ATTAC

Grundlage  der  Position  von  ATTAC
zum Palästina-Problem sind die in un-
serem  Gründungspapier  festgesetzten
Ziele, das Internationale Recht und, seit
dem 11. September, die Ablehnung der
von  der  Bush-Regierung  betriebenen
Kriegslogik.

Der Kampf gegen die neoliberale Glo-
balisierung und der Wille, „die Zukunft
unserer Welt  wieder gemeinsam in die
Hand zu nehmen“, sind mit dem Kampf
um die Rechte der Völker und für den
Frieden untrennbar verbunden. 
Die ständige Negierung der Rechte des
palästinensischen  Volkes  durch  Israel
facht nicht nur den Konflikt  im Nahen
Osten  immer  wieder  an,  sondern  ge-
fährdet den Frieden weltweit. Den Fol-
gen kann kein  Land aus dem Weg ge-
hen,  und Frankreich  ist  von ihnen be-
sonders betroffen.
Erheblich verschärft hat sich die Situa-
tion  nach dem 11.  September,  da sich
die Vereinigten Staaten ab diesem Zeit-
punkt  in  den bewaffneten  Flügel  einer
neoliberalen Globalisierung verwandelt
haben, der nur im Dienste ihrer eigenen
strategischen,  wirtschaftlichen  und  fi-
nanziellen Interessen agiert.  Die Logik
des  Krieges,  die  von  der  Bush-Regie-
rung betrieben wird, hat in Wirklichkeit
nichts mit dem Kampf gegen den Terro-
rismus zu tun, der im Übrigen weltweit
verurteilt wird. 
In Wirklichkeit nämlich geht es um die
Konsolidierung der amerikanischen He-
gemonie, die von führenden Kreisen in
Washington  als  „imperial“  bezeichnet
wird  und über  die  "Achse  des  Bösen"
und die „Schurkenstaaten“ hinaus auch
auf  die  „Freunde"  ausgedehnt  werden

soll. Vor allem die Globalisierungsgeg-
ner unter  den „Freunden" sind im Vi-
sier, ihnen gelten Maßnahmen, die Frei-
heitsrechte  in  verschiedenen  Ländern
beschneiden. 

Indem die derzeitige israelische Regie-
rung ihre Politik als Teil des „Kampfes
gegen den Terrorismus" darstellt - wo-
bei sie selbst bestimmt, wer ihr Feind ist
- hat sie einen weiteren Vorwand gefun-
den,  verstärkt  dem  palästinensischen
Volk  seine  Rechte  zu  verweigern.  Der
Kampf gegen den Terrorismus soll auch
eine  Politik  der  Flucht  nach  vorne  in
eine  Repression  rechtfertigen,  die  die
Spirale der Gewalt immer weiter voran-
treibt.  

In  diesem  Zusammenhang  bekräftigt
ATTAC nochmals, dass seine Haltung in
der  Palästina-Frage  auf  folgenden
Grundsätzen beruht:
- Einhaltung sämtlicher Palästina-Reso-
lutionen,  die  bislang  vom  UN-Sicher-
heitsrat verabschiedet wurden,
-  Recht für Israelis  und Palästinenser,
in Staaten zu leben, die lebensfähig sind
und deren Grenzen international garan-
tiert werden; 
- Solidarität in Frankreich mit den Be-
wegungen, die für die Rechte des paläs-
tinensischen  Volkes  kämpfen,  sowie
Teilnahme an gemeinsamen Initiativen,
um diese Rechte zu verteidigen.
-  Solidarität  mit  den  israelischen  und
palästinensischen  Friedensbewegun-
gen;
-  aktive  Unterstützung  internationaler
ziviler Missionen in Palästina, an denen
Mitglieder  der  Bewegung  weiter  teil-
nehmen. 

16


